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Geſetz⸗Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Tg Nr. 27. — 


(Nr. 3769.) Vertrag zwiſchen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen und Sr. Majeftät 
dem Könige von Hannover, die Vereinigung des Steuervereins mit dem 
Zollvereine betreffend. Vom 7. September 1851. 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen 
und 5 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Hannover, 


indem Allerhoͤchſtdieſelben die Begründung eines gegenſeitig freien Handels- und 
gewerblichen Verkehrs zwiſchen Ihren Staaten und deſſen möglichft umfaſſende 
Ausdehnung auf Deutſche Nachbarländer als für die Wohlfahrt Ihrer Unter- 
thanen in hohem Grade erſprießlich und zugleich als einen wefentlichen Vor— 
ſchritt zur allgemeinen Handels- und Verkehrsfreiheit innerhalb Deutſchlands 
betrachten, und dieſe Zwecke durch einen, beſtehende Verſchiedenheiten beruͤckſich⸗ 
tigenden und moͤglichſt ausgleichenden Vertrag zu erreichen wuͤnſchen, haben 
zur Abſchließung eines ſolchen Vertrages, i ö 


Seine Majeftät der König von Preußen, 


Allerhoͤchſt Ihren Miniſter-Praͤſidenten und Miniſter der auswaͤrtigen 
Angelegenheiten, Freiherrn von Manteuffel, 


Allerhoͤchſt Ihren Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbei— 
ten, von der Heydt, und 


Allerhoͤchſt Ihren Finanz⸗Miniſter von Bodelſchwingh; 
Jahrgang 1853. (Nr. 3769.) 49 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1853. 


Seine 


* 
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Seine Majeftät der König von Hannover, 


Allerhoͤchſt Ihren Miniſter-Praͤſidenten und Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten ꝛe., Freiherrn von Muͤnchhauſen, und 


Allerhoͤchſt Ihren Finanz⸗Miniſter, Freiherrn von Hammerſtein, 


bevollmaͤchtigt. Dieſe ſind nach geſchehener Auswechſelung und gegenſeitiger 
Anerkennung ihrer Vollmachten, unter Vorbehalt der Allerhoͤchſten Ratifikationen, 
uͤber folgende Beſtimmungen einig geworden: 


Artikel 1. 


Vom 1. Januar 1854. an ſoll zwiſchen Preußen und den alsdann mit 
Preußen zollvereinten Staaten einerſeits, und Hannover nebſt den, dieſem Ver⸗ 
trage beitretenden dermaligen Steuervereins -Staaten andererſeits, gegenſeitig 
freier Handelsverkehr, eine uͤbereinſtimmende Geſetzgebung uͤber die Ein-, Aus⸗ 
und Durchgangsabgaben, ſowie uͤber die Beſteuerung der inlaͤndiſchen Ruͤben⸗ 
zuckerfabrikation, und eine Gemeinſamkeit der Ertraͤge dieſer Abgaben beſtehen. 


Die Grundlage dieſer Vereinigung bilden die im Zollvereine beſtehenden 
Grundſaͤtze und Einrichtungen unter den Ana Vorbehalten und Mo- 
difikationen. 


Artikel 2. 


In Hannover ſollen von inlaͤndiſchem Taback und Wein dieſelben Steuern 
erhoben werden, welchen dieſe Gegenſtaͤnde in Preußen und den dieſerhalb mit 
Preußen im Verbande ſtehenden Staaten unterliegen. 


In Folge deſſen ſoll in allen dieſen Staaten freier gegenſeitiger Verkehr 
mit Wein, Moft, Taback und Tabacksfabrikaten ſtattfinden, und es ſoll von 
dieſen Erzeugniſſen, wenn ſolche aus nicht zu jenem Verbande gehörenden Zoll— 
vereinsſtaaten uͤbergehen, die naͤmliche Abgabe, welcher dieſelben jetzt in Preußen 
unterworfen ſind, und zwar fuͤr gemeinſchaftliche Rechnung, erhoben werden. 


Artikel 3. 


Die Steuer von der Branntweinfabrikation foll in Hannover zu gleichen 
Saͤtzen 
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Saͤtzen und in gleicher Weiſe wie in Preußen und den dieſerhalb mit ben 
im Verbande ſtehenden Staaten erhoben werden. 


Die Ausfuhrverguͤtung für inlaͤndiſchen Branntwein ſoll beiderſeits gleich- 
mäßig und zwar dergeſtalt beſtimmt werden, daß fie die Fabrikationsabgabe 
auch bei guͤnſtigem Betriebe nicht uͤberſteigt. 


Artikel 4. 


Ruͤckſichtlich der Fabrikationsabgabe vom inlaͤndiſchen Bier wird Han⸗ 
nover nicht beſchraͤnkt, unbeſchadet ſeiner Verpflichtung, den zwiſchen den Zoll— 
vereinsſtaaten verabredeten hoͤchſten Steuerſatz von 13 Rthlr. fuͤr 120 Quart 
Preußiſch nicht zu uͤberſchreiten. 


Artikel 5. 


Da es nach der beſtimmten Erklaͤrung der Hannoverſchen Regierung un⸗ 
uͤberſteigliche Schwierigkeiten findet, im dortigen Gebiete den Verkauf des Salzes 
en gros, wie dies im uͤbrigen Gebiete des Zollvereins geſchieht, auf Rechnung 
des Staates zu uͤbernehmen und zu beſchraͤnken, oder doch den jetzigen Betrag 
ſeiner Salzſteuer zu erhoͤhen, ſo wird Hannover, um die alsdann zu beſorgende 
Einſchwaͤrzung von Salz in die angrenzenden Vereins ſtaaten, auch ohne die, 
in Folge der Zollvereinigung wegfallende ſtrenge Grenzbewachung abzuwenden, 
an Stelle der Vereinbarung im Art. 10. littr. g. der Zollvereinsvertraͤge, die 
verbotene Salzeinfuhr nach den angrenzenden Vereinsſtaaten mit nachdruͤcklichen 
Strafen bedrohen und durch andere geeignete Mittel zu deren Verhinderung 
mitwirken. 


Artikel ö. 


Statt der Verbindlichkeit, welche im Artikel 13. der Zollvereinsvertraͤge 
in Beziehung auf die Höhe der Chauſſeegelder eingegangen iſt, uͤbernimmt Han⸗ 
nover nur die Verpflichtung, ſeine deppeitge Chauſſeegeldſaͤtze nicht zu erhöhen. 


Artikel 7. 


Ruͤckſichtlich der Hannoverſchen Flußzoͤlle und Schiffahrtsabgaben be⸗ 
hält es bei dem Artikel 15. der Zollvereinsvertraͤge fein Bewenden. 
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Artikel 8. 


Die in den Artikeln 15. und 19. der Zollvereinsvertraͤge zugeſicherte Gleich— 
ftellung der Angehörigen aller Vereinsſtaaten hinſichtlich der Flußſchiffahrt und 
hinſichtlich des Handels in den Seehaͤfen erſtreckt ſich auch auf die gegenſeitige 
Zulaſſung der Schiffe beider kontrahirenden Staaten zur Binnenſchiffahrt oder 
Kabotage, ohne daß dafuͤr andere oder hoͤhere Abgaben von Schiff und Ladung, 
als von den Schiffen des eigenen Staates zu entrichten ſind. 


Artikel 9. 


Beide kontrahirenden Theile werden in ihren wichtigeren Seeplaͤtzen örtlich 
mit dem Hafen in Verbindung ſtehende freie Niederlage-Anſtalten in der Art 
zulaſſen, daß innerhalb derſelben die zollamtliche Kontrolle nur inſoweit ſtatt— 
findet, um Einſchwaͤrzungen nach dem Inlande vorzubeugen, daß die Behand— 
lung, Theilung und Umpackung der Waaren innerhalb jener Anſtalt unbehin- 
dert bleibt, und daß eine Verabgabung nur nach Maaßgabe der aus der Nie- 
derlage nach dem Inlande oder zum Durchgange abgefertigten Mengen eintritt. 
Man wird ſich über ein uͤbereinſtimmendes Regulativ fir dieſe Anſtalten ver⸗ 
ſtaͤndigen. „ f 


Artikel 10. 


Der im H. 44. des Zollgeſetzes und H. 84. der Zollordnung enthaltenen 
Vorſchrift gemäß, bleibt es auch Hannover vorbehalten, Erleichterungen in den 
hinſichtlich der Kontrolle im Grenzbezirk beſtehenden Beſtimmungen da eintreten 
zu laſſen, wo dies ohne Gefaͤhrdung der Zollſicherheit geſchehen kann und durch 

ein oͤrtliches Beduͤrfniß geboten iſt. 


Artikel 11. 


Zur Ausgleichung des bedeutend ftärkeren Verbrauchs hochbeſteuerter Ge— 
genſtaͤnde, welcher in Hannover ſtattgefunden hat und vorausſichtlich auch ferner 
ſtattfinden wird, ſowie des höheren Einkommens, welches Hannover aus den 
Ein⸗, Aus: und Durchgangsabgaben bisher bezogen hat, und beim einſeitigen 
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Vorſchreiten zu den Tarifſaͤtzen des Zollvereins noch weſentlich wuͤrde ſteigern 
koͤnnen, iſt Folgendes verabredet worden. Ki 


Nachdem der Ertrag der Eingangs-, Ausgangs: und Durchgangsabga⸗ 
ben und der Steuer vom inlaͤndiſchen Ruͤbenzucker nach Abzug 


1) der Ruͤckerſtattungen für unrichtige Erhebungen, 


2) der auf Grund beſonderer gemeinſchaftlicher Verabredungen erfolgten 
Steuerermaͤßigungen und Verguͤtungen 


feftgeftellt und der auf Hannover im Verhaͤltniß feiner, dem Vereine angehöoͤ⸗ 
renden Bevoͤlkerung zur Geſammtbevoͤlkerung des Vereins, beziehungsweiſe be⸗ 
ſonderen Verbandes (Art. 12.) fallende Antheil an jenem Ertrage ermittelt fein 
wird, ſoll dieſer Antheil um drei Viertheile, jedoch was die Antheile an der 
Eingangsabgabe nebſt Ruͤbenzuckerſteuer betrifft, um hoͤchſtens zwanzig Silber: 
groſchen in einem Jahre für jeden Einwohner vermehrt, und die dadurch ſich 
ergebende Geldſumme für Hannover vorab genommen werden und deſſen Antheil 
an den in die Gemeinſchaft fallenden Abgaben bilden. 


In gleicher Weiſe wird bei Vertheilung der gemeinſchaftlichen Ueber⸗ 
gangsabgaben verfahren werden (Art. 2.). 


Der von Hannover zu tragende Antheil an den gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
waltungskoſten wird nach Maaßgabe des Verhaͤltniſſes berechnet werden, in 
welchem die einfache Kopfzahl Hannovers zu der Gefammtbevölferung im 
Vereine ſteht. 


Artikel 12. 


Ruͤckſichtlich der Vertheilung des Ertrages der Ausgangs⸗ und Durch⸗ 
gangsabgaben wird Hannover dem weſtlichen Verbande des Zollvereins an— 
gehören. 


Artikel 13. 


Eine Nachftener für gemeinſame Rechnung ſoll für die beim Anſchluſſe 
an den Verein in Hannover vorhandenen Waaren nicht erhoben werden. 
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Artikel 14. 


Die Dauer dieſes Vertrages erſtreckt ſich auf den Zeitraum vom 1. Ja⸗ 
nuar 1854. bis zum 31. Dezember 1865. Kommt jedoch ſchon vor dem letzt⸗ 
gedachten Zeitpunkte eins Zolleinigung aller Deutſchen Staaten zur Ausfuͤhrung, 
ſo erliſcht derſelbe gleichzeitig mit dem Beginne der letzteren. 


Artikel 15. 


Die Ratifikationen zu dieſem Vertrage ſollen binnen längſtens vier 
Wochen ausgewechſelt werden. 


So geſchehen und vollzogen Berlin, den ſiebenten September Eintau⸗ 
ſend acht hundert und Ein und funfzig. 


Otto von Manteuffel. Aug. 1 0 Heydt. von Bodelſchwingh. 
. e ee ee 


A. von Münchhauſen. * = von Hammerſtein. 
(L. S9. d. 80 


* 


Die Ratifitations-Urfunden des vorſtehenden Vertrages fi ſind zu Hannover 
ausgewechſelt worden. 


i 5 f (Nr. 3770.) 
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(Nr, 3770.) Vertrag zwiſchen Preußen und Hannover einerſeits und Oldenburg andererſeits, 
den Beitritt Oldenburgs zu dem Vertrage zwiſchen Preußen und Hanno⸗ 
ver vom 7. September 1854. uͤber die Vereinigung des Steuervereins mit 

dem Zollverein betreffend. Vom 1. Maͤtz 1852. f 


San Majeſtaͤt der König von Preußen, Seine Majeftät der König von 
Hannover und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg, gleich- 
maͤßig geleitet von dem Wunſche, die Vereinigung des Steuervereins mit dem 
Zollverein auch in Beziehung auf das Herzogthum Oldenburg ſicher zu ftellen, 
haben zur Verhandlung und Abſchließung eines Vertrages hieruͤber 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen 
Allerhoͤchſt Ihren Geheimen Finanzrath Dach, 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Hannover 


Allerhoͤchſt Ihren Generaldirektor der indirekten Steuern und Zoͤlle 
Dr. Klenze, und 5 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg 
Hoͤchſt Ihren Steuerdirektor Meyer, 
bevollmaͤchtigt. 


Dieſe ſind, nach geſchehener Auswechſelung und Anerkennung ihrer Voll⸗ 
machten, unter Vorbehalt der Allerhoͤchſten und Hoͤchſten Ratifikationen, über 
folgende Beſtimmungen einig geworden: 


Artikel 1. 


Das Herzogthum Oldenburg tritt dem am 7. September 1851. zwiſchen 

Preußen und Hannover abgeſchloſſenen Vertrage, die Vereinigung des Steuer⸗ 
vereins mit dem Zollverein betreffend, in allen Punkten bei, und wird dadurch 
ruͤckſichtlich aller durch jenen Vertrag begründeten Rechte und Verbindlichkei— 
ten, ſoweit die Gegenſtaͤnde deſſelben im Herzogthum Oldenburg vorhanden find, 
Hannover völlig gleichgeſtellt. 
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Artikel 2. 


Die landesherrlichen Ratifikationen zu dieſem Weißtgh, follen binnen acht 
Tagen ausgewechſelt werden. 


So geſchehen Hannover, den erſten Maͤrz Eintauſend acht hundert zwei 
und funfzig. 


Eduard Dach. Dr. Otto Klenze. Carl Meyer. 
ck. S5 h (L. S.) 


Die Ratifikations-Urkunden des vorſtehenden Vertrages ſind zu Berlin 
ausgewechſelt worden. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
E u 1 BE FERETEn 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
f (Ru lch Geer) 


